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meinde bis spätestens zum 1. Dezember 2022 gegen­
über der Bezirksregierung nachgewiesen worden sein. 

§ 5 Absatz 4 findet Anwendung. 

(6) Die Teilnehmer der dritten Stufe müssen der Be­
zirksregierung bis zum 30. Juni 2017 einen vom Rat 
beschlossenen Haushaltssanierungsplan vorlegen. Der 
Haushaltssanierungsplan bedarf der Genehmigung 
der Bezirksregierung. Die Genehmigung kann nur er­
teilt werden, wenn die Gemeinde nach dem Haus­
haltssanierungsplan den Haushaltsausgleich gemäß 

§ 75 Absatz 2 Satz 1 und 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen unter Einbeziehung 
der für das jeweilige Haushaltsjahr gezahlten Konso­
lidierungshilfe spätestens ab dem Jahr 2020 erreicht. 

§ 6 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 Satz 2 bis 4 und Num­
mer 2 Satz 2 finden Anwendung. Spätestens im Jahr 
2023 muss der Haushalt nach dem Haushaltssanie­
rungsplan ohne Konsolidierungshilfe ausgeglichen 
sein. § 6 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 und Absatz 3 und 
4 finden Anwendung. 

(7) Im Übrigen finden die §§ 7 bis 11 Anwendung." 

4. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Landesregierung überprüft für die gemäß § 3 
und§ 4 teilnehmenden Gemeinden bis zum Ablauf 
des Jahres 2016 die Auswirkungen dieses Gesetzes 
und unterrichtet den Landtag über das Ergebnis." 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Für die gemäß § 12 teilnehmenden Gemeinden 
wird zum 31. Dezember 2019 der bisherige Erfolg 
des Programms insbesondere im Hinblick auf die 
Zielerreichung gemeinsam mit den kommunalen 
Spitzenverbänden evaluiert." 

Artikel 2 
Änderung des Stärkungspaktfondsgesetzes 

Das Stärkungspaktfondsgesetz vom 28. November 2012 
(GV. NRW. S. 577) wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „nicht 
rechtsfähig" durch das Wort „teilrechtsfähig" er­
setzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Das Land Nordrhein-Westfalen haftet unmit­
telbar für die Verbindlichkeiten des Sondervermö­
gens. Dieses haftet nicht für die sonstigen Verbind­
lichkeiten des Landes." 

2. Nach § 3 werden die folgenden §§ 3a und 3b einge­
fügt: 

„§ 3a 
Kreditermächtigung 

Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Einver­
nehmen mit dem für Inneres und Kommunales zu­
ständigen Ministerium im Namen und für Rechnung 
des Sondervermögens Kredite bis zur Höhe von insge­
samt 150 000 000 Euro aufzunehmen, soweit das Son­
dervermögen zur Finanzierung der dritten Stufe nach 

§ 2 Absatz 8 in Verbindung mit § 12 des Stärkungs­
paktgesetzes vom 9. Dezember 2011 (GV. NRW. 
S. 662), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
15. November 2016 (GV. NRW. S. 973) geändert wor­
den ist, über keine auskömmlichen Mittel verfügt. Von 
dieser Ermächtigung kann bis zum 31. Dezember 2019 
Gebrauch gemacht werden. 

§ 3b 
Tilgung 

Die aufgenommenen Kredite sind spätestens bis zur 
Auflösung des Sondervermögens gemäß § 9 Satz 1 zu 
tilgen. Aus den nicht mehr benötigten Mitteln gemäß 

§ 6 Absatz 2 Nummer 2 Satz 2 des Stärkungspaktge­
setzes sind die Zins- und Tilgungszahlungen zu er­
bringen." 

3. In§ 8 Absatz 2 werden nach dem Wort „Forderungen" 
die Wörter „ und Verbindlichkeiten" eingefügt. 

4. In§ 9 Satz 1 wird die Angabe „2021" durch die An­
gabe „2023" ersetzt. 

5. In § 10 wird die Angabe „2021" durch die Angabe 
„2023" ersetzt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 15. November 2016 

(L. S.) 
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Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Finanzminister 

Dr. Norbert W a 1 t e r - B o r j a n s 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  

- GV. NRW. 2016 S. 973 

Erstes Gesetz zur Änderung 
des Alten- und Pflegegesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
Vom 15. November 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Erstes Gesetz zur Änderung 
des Alten- und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen 

Artikel 1 

Das Alten- und Pflegegesetz Nordrhein-Westfalen vom 
2. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 625) wird wie folgt geän­
dert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Überschrift zu Teil 5 
wie folgt gefasst: 

„Teil 5 

Übergangs- und Schlussbestimmungen" 

2. In§ 1 Absatz 3 wird die Angabe „2a des Gesetzes vom 
15. Juli 2013 (BGBl. 1 S. 2423)" durch die Angabe „1, 
2 und 8 Absatz 4 des Gesetzes vom 21. Dezember 2015 
(BGBl. 1 S. 2424" ersetzt. 

3. Nach§ 15 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Teil 3 
Weitere Angebote" 

4. Dem§ 16 werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt: 

„(3) Die Aufgaben, die sich aus den Bestimmungen 
der Rechtsverordnung nach § 45b Absatz 4 Satz 1 und 
des § 45c Absatz 6 Satz 4 des Elften Buches Sozialge­
setzbuch - Soziale Pflegeversicherung - (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBL 1 S. 1014, 1015), die 
zuletzt durch Gesetz vom 17. Dezember 2014 (BGBl. 1 
S. 2222) geändert worden sind sowie des § 45d Ab­
satz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch, der zuletzt 
durch Gesetz vom 17. Juli 2015 (BGBl. 1 S. 1368) geän­
dert worden ist, ergeben, werden von den Kreisen und 
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kreisfreien Städten wahrgenommen, mit Ausnahme 
der Verfahren über die Anerkennung der Vergleichbar­
keit von Qualifikationen, die mindestens dem Inhalt 
und Umfang einer Qualifizierung gemäß der Richtli­
nien, die auf der Grundlage des § 87b des Elften Bu­
ches Sozialgesetzbuch, der zuletzt durch das Gesetz 
vom 17. Dezember 2014 (BGBl. I S. 2222) geändert 
worden ist, entsprechen, den Verfahren im Zusammen­
hang mit Förderungen von Vorhaben nach den§§ 45c 
und 45d des Elften Buches Sozialgesetzbuch sowie et­
waiger Rechtsstreitverfahren. Die Kreise und kreis­
freien Städte nehmen diese Aufgaben als Pflichtauf­
gaben zur Erfüllung nach Weisung wahr. 

(4) Die Aufsicht über die Durchführung der Aufgaben 
nach Absatz 3 führt 

1. die Bezirksregierung als Aufsichtsbehörde über die 
in ihrem Zuständigkeitsbereich liegenden Kreise 
und kreisfreien Städte. Diese stellt insbesondere 
sicher, dass es bei zuständigen Behörden, die zu­
gleich rechtlich oder wirtschaftlich an Leistungs­
anbieterinnen oder Leistungsanbietern von Ange­
boten beteiligt sind, nicht zu Interessenkollisionen 
kommt und 

2. das für die Pflegeversicherung zuständige Ministe-
rium als oberste Aufsichtsbehörde. 

Die Aufsichtsbehörden können sich jederzeit über die 
Aufgabenwahrnehmung durch die Kreise und kreis­
freien Städte unterrichten lassen. Sie können allge­
meine oder besondere Weisungen erteilen, um die 
rechtmäßige Erfüllung der Aufgaben zu sichern. Zur 
zweckgemäßen Erfüllung der Aufgaben dürfen die 
Aufsichtsbehörden allgemeine Weisungen erteilen, um 
die gleichmäßige Durchführung der Aufgaben zu si­
chern oder besondere Weisungen erteilen, wenn dies 
im Einzelfall zur Sicherung des Zwecks dieser Verord­
nung geboten erscheint." 

5. Nach§ 18 wird folgende Überschrift eingefügt 

„Teil 4 
Maßnahmen des Landes" 

6. Nach§ 20 wird folgende Überschrift eingefügt 

„Teil 5 
Übergangs- und Schlussbestimmungen" 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 

Düsseldorf, den 15. November 2016 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Für die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 

Johannes R e m m e l  

- GV. NRW 2016 S. 974 

92 

Zweites Gesetz zur Änderung 
des Beitreibungserleichterungsgesetzes/ 

Kfz-Zulassung 
Vom 15. November 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Zweites Gesetz zur Änderung 
des Beitreibungserleichterungsgesetzes/Kfz-Zulassung 

Artikel 1 

Das Beitreibungserleichterungsgesetz/Kfz-Zulassung vom 
19. September 2006 (GV. NRW S. 451), das durch Gesetz 
vom 22. Dezember 2011 (GV. NRW S. 731) geändert wor­
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 2 wird das Wort „Satz" durch das Wort 
„Absatz" ersetzt. 

2. In§ 4 werden die Wörter „und mit Ablauf des 31. De­
zember 2016 außer Kraft" gestrichen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 15. November 2016 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Finanzminister 

Dr. Norbert W a 1 t e r - B o r j a n s 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  

Der Justizminister 

Thomas K u t s c h a t y 

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

Michael G r o s c h e k 

- GV. NRW 2016 S. 975 
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